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Internet 
www.lwv-hessen.de 

Telefon 
0561 1004 - 0 
 
Telefax 
0561 1004 - 2650 

Besucheranschrift 
Kurfürstenstraße 7 
34117 Kassel 

Bankverbindung 
Kto-Nr.  409 100 700 7 
BLZ 520 500 00 
Landeskreditkasse Kassel 
IBAN DE04 5205 0000 4091 0070 07 
BIC HELADEFF520 

    

Landeswohlfahrtsverband Hessen 
Postfach 10 24 07, 34024 Kassel  
  

Landeswohlfahrtsverband Hessen  
Der Kommunalverband der hessischen  
Kreise und kreisfreien Städte 
Der Verwaltungsausschuss 
Dezernat Leistungen SGB und KOF 
Fachbereich Recht und Koordination 
 
 
Datum 17. Dezember 2014   
Auskunft Frau Spohr 
Telefon 0561-10042875 
Telefax 0561-10041875 
E-Mail ramona.spohr@lwv-hessen.de 
Zimmer 407 
Zeichen 201.0.00 – 200.01 
                                    -250.6.6.9 
                                    -250.8.1.2 

   
 
An die  
stationären Einrichtungen  
der Hilfe zur Überwindung besonderer sozialer 
Schwierigkeiten nach den §§ 67 ff. SGB XII 
und der Eingliederungshilfe für behinderte 
Menschen nach den §§ 53 ff. SGB XII,  
die Menschen mit Leistungsansprüchen  
gegenüber dem LWV Hessen betreuen 
 
Magistrat der kreisfreien Stadt 
Kreisausschuss des Landkreises 
 
Örtliche Träger der Sozialhilfe in Hessen 
 

 
Rundschreiben 201 Nr. 10/2014 

 
 
Anspruch auf Leistungen nach dem SGB II für erwerbsfähige Leistungsberechtigte in statio-
nären Einrichtungen nach den §§ 67 ff. und 53 ff. SGB XII bei nicht stationärer Unterbringung 
gemäß § 7 Abs. 4 Nr. 2 SGB II 
 
Rundschreiben 201 Nr. 2/2014 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mit Rundschreiben 201 Nr. 2/2014 vom 23.06.2014 -201.0.00-200.01, 250.6.6.9 und 250.8.1.2- 

hatten wir Sie über die mündlichen Hinweise zur Entscheidung des Bundessozialgerichts (BSG) 

vom 05.06.2014 informiert. In diesem Zusammenhang hatten wir festgestellt, dass Anspruch auf 

Leistungen nach dem SGB II nur noch die erwerbsfähigen Leistungsberechtigten haben, die in 

stationären Einrichtungen nach den §§ 67 ff. und 53 ff. SGB XII betreut werden und einer Er-

werbstätigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt in einem zeitlichen Umfang von 15 Stunden 

wöchentlich tatsächlich nachgehen. 

 

 

http://www.lwv-hessen.de
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Inzwischen liegt die schriftliche Begründung des BSG zu dessen Entscheidung vom 05.06.2014 

-B 4 AS 32/13 R- vor (siehe bitte Anlage 1). Das Hessische Ministerium für Soziales und In-

tegration hat mit Erlass vom 30.10.2014 –IV5-50z4500-0001/2010- die Entscheidungsgründe 

des BSG bewertet, nachdem im Nachgang zu dieser Entscheidung eine uneinheitliche Bewilli-

gungspraxis durch die hessischen Jobcenter erkennbar wurde (siehe bitte Anlage 2).  

 

Wir schließen uns der Bewertung des Hessischen Ministeriums für Soziales und Integration un-

eingeschränkt an. Danach sind drei Kriterien für die Entscheidung, ob ein Leistungsanspruch im 

Einzelfall gegeben ist, heranzuziehen: 

 

1. Leistungserbringung in einer Einrichtung 
Eine Einrichtung ist eine auf Dauer angelegte Kombination von sächlichen und personellen 

Mitteln, die zu einem besonderen Zweck und unter der Verantwortung eines Trägers zu-

sammengefasst wird und die für einen größeren wechselnden Personenkreis bestimmt ist, 

wobei die Bindung an ein Gebäude gegeben sein muss (RZ 25 der BSG - Entscheidung). 

 

2. Stationäre Leistungserbringung 
Stationäre Einrichtungen sind Einrichtungen, in denen Leistungsberechtigte leben und die 

erforderlichen Hilfen erhalten; von einer stationären Leistungserbringung ist auszugehen, 

wenn der Leistungsberechtigte nach formeller Aufnahme in der Institution lebt und daher 

die Unterbringung Teil der Leistungserbringung ist (RZ 26 der BSG – Entscheidung). 

 

3. Unterbringung in einer stationären Einrichtung als Tatbestandsmerkmal nach § 7 Abs. 

4 Satz 1 SGB II 

Als dritte Voraussetzung kommt es auf eine Unterbringung in einer stationären Einrichtung 

an. § 7 Abs. 4 SGB II erhebt das Erfordernis der Unterbringung ausdrücklich zum Tatbe-

standsmerkmal; dem ist im Rahmen der Auslegung Rechnung zu tragen. Die dritte Vo-

raussetzung bewirkt eine Einschränkung des im zweiten Schritt eröffneten weiteren An-

wendungsbereichs. Es kommt daher nicht allein darauf an, dass die Einrichtung (auch) 

stationäre Leistungen erbringt; ferner genügt nicht bereits ein geringes Maß an Unterbrin-

gung im Sinne einer formellen Aufnahme. 
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Von einer Unterbringung ist nur auszugehen, wenn der Träger der Einrichtung nach 
Maßgabe des Konzeptes die Gesamtverantwortung für die tägliche Lebensführung 
und die Integration des Leistungsberechtigten übernimmt. (RZ 28 der BSG - Ent-

scheidung) 

 

Das Hessische Ministerium für Soziales und Integration stellt in diesem Zusammenhang weiter 

fest, dass ein Anspruch auf Leistungen nach dem SGB II besteht, wenn eine Einrichtung statio-

när betreuten Leistungsberechtigten Raum für eine selbstverantwortete Erwerbstätigkeit lässt. In 

diesem Fall übernimmt die Einrichtung nicht die Gesamtverantwortung für die tägliche Lebens-

führung des /der Leistungsberechtigten. Leistungsberechtigte sind dann nicht stationär im Sin-
ne des § 7 Abs. 4 SGB II untergebracht.  
Bei einer Einrichtung nach den §§ 67 ff. und 53 ff. SGB XII, in welcher auch die berufliche Ein-

gliederung von erwerbsfähigen Leistungsberechtigten der besonderen Zielsetzung der jeweils 

durchlaufenden Maßnahme entspricht, und die arbeitsfähigen Bewohnerinnen und Bewohnern 

als unabdingbarer Teil dieses besonderen Eingliederungsprozesses in dieser Beziehung die er-

forderlichen Anstrengungen zu unternehmen haben, handelt es sich um keine vollstationäre Ver-

sorgung nach § 7 Abs. 4 Satz 1 SGB II, die dem Bezug von Leistungen nach dem SGB II entge-

gensteht. 

 

Eine pauschale Aussage, dass eine Unterbringung in allen Einrichtungen nach den §§ 53 ff. SGB 

XII oder §§ 67 ff. SGB XII nicht zum Leistungsausschluss führt, ist ebenso wenig möglich wie 

eine pauschale Aussage, dass nunmehr alle Personen, die in Einrichtungen im Sinne des § 13 

Abs. 2 SGB XII leben, keinen Leistungsanspruch nach dem SGB II mehr haben. Soweit bei einer 

Unterbringung in solchen Einrichtungen keine Gesamtverantwortung des Trägers der Einrichtung 

für den Untergebrachten vorliegt und der Untergebrachte deshalb für eine Integration in den Ar-

beitsmarkt zur Verfügung steht, liegt der Leistungsausschluss nicht vor, so dass bei Vorliegen der 

übrigen Voraussetzungen Anspruch auf Leistungen nach dem SGB II besteht. Zu prüfen ist somit 

der jeweilige Einzelfall. 
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Ergänzend teilen wir nach Abstimmung mit dem Hessischen Ministerium für Soziales und In-

tegration mit: 

Der Status der Einrichtungen der Hilfe zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten 

nach den §§ 67 ff. SGB XII und der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen nach den §§ 53 

ff. SGB XII als stationäre Einrichtungen im Sinne des § 13 SGB XII ist bei einer nicht stationären 

Unterbringung Leistungsberechtigter im Sinne des § 7 Abs. 4 SGB II ebenso wenig berührt wie 

die sachliche Zuständigkeit des LWV Hessen gemäß § 2 des Hessischen Ausführungsgesetzes 

(HAG) zum Sozialgesetzbuch (SGB)- Zwölftes Buch (XII). Eine stationäre Einrichtung im Sinne 

des SGB XII ist gegeben, wenn die beiden ersten Kriterien der BSG – Entscheidung vom 

05.06.2014 (Einrichtung und stationäre Leistungserbringung nach den RZ 25 und 26) - erfüllt 

werden. 

 

Wir bitten Sie, Leistungsberechtigte zu veranlassen, Anträge auf die Bewilligung von Leistungen 

nach dem SGB II einschl. der Kosten der Unterkunft und Heizung in Höhe von monatlich 

329,95 € beim zuständigen Jobcenter zu stellen, wenn sie nicht stationär im Sinne des § 7 Abs. 4 

SGB II untergebracht sind und Erwerbsfähigkeit vorliegt. Es ist Aufgabe der Jobcenter im Rah-

men der Prüfung des Antrags auf Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem 

SGB II festzustellen, ob die Leistungsvoraussetzungen vorliegen. 

 

In der Zwischenzeit sind durch Jobcenter unter Hinweis auf die BSG – Entscheidung vom 

05.06.2014 und das Rundschreiben des LWV Hessen 201 Nr. 2/2014 Anträge auf die Bewilligung 

von SGB II-Leistungen zu Unrecht abgelehnt oder Leistungen eingestellt worden. § 44 SGB X -

Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz- eröffnet die Möglichkeit Entscheidungen, die 

auf einer unrichtigen Anwendung des Rechts beruhen oder auf der Grundlage eines unrichtigen 

Sachverhalts getroffen wurden, überprüfen zu lassen. Ablehnungen, die in diesen Fällen getrof-

fen wurden, sind, auch nachdem sie unanfechtbar geworden sind, für die Vergangenheit zurück-

zunehmen. 
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Wir bitten Sie, Ihrerseits Leistungsberechtigte zu bitten, mittels des beigefügten Vordrucks (Anla-

ge 3) eine Überprüfung des Ablehnungsbescheides beim zuständigen Jobcenter gemäß 

§ 44 SGB X zu beantragen und hiervon eine Kopie der einzelfallbearbeitenden Stelle beim zu-

ständigen örtlichen Träger der Sozialhilfe (für Leistungsberechtigte, die stationäre Leistungen 

nach den §§ 67 ff. SGB XII erhalten) oder beim LWV Hessen (für Leistungsberechtigte, die stati-

onäre Leistungen nach den §§ 53 ff. SGB XII erhalten) zu übersenden. 

Die örtlichen Träger der Sozialhilfe, die in Delegation für die Bearbeitung des Leistungsbereichs 

der §§ 67 ff. SGB XII zuständig sind, werden ebenfalls gebeten, unter Verwendung des Vor-

drucks der Anlage 4 parallel eine Überprüfung gemäß § 95 SGB XII in Verbindung mit 

§ 44 SGB X beim zuständigen Jobcenter in den genannten Fällen zu veranlassen. Auszug zu 

Ziffer 6.1 der Fachlichen Hinweise zum SGB II, die in den beiden Vordrucken erwähnt wird, ist als 

Anlage 5 beigefügt. 

 

Die einzelfallbearbeitende Stelle beim LWV Hessen wird eine parallele Überprüfung gemäß 

§ 95 SGB XII in Verbindung mit § 44 SGB X beim zuständigen Jobcenter bei Leistungsberechtig-

ten mit Anspruch auf stationäre Leistungen der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen 

nach den §§ 53 ff. SGB XII veranlassen, denen das Jobcenter zu Unrecht Leistungen abgelehnt 

oder eingestellt hat.  

Wir danken für Ihre Unterstützung. 

 

Das Rundschreiben 201 Nr. 2/2014 vom 23.06.2014 -201.0.00-200.01, 250.6.6.9 und 250.8.1.2- 

wird ab sofort aufgehoben.  

 

Mit freundlichem Gruß 

Im Auftrage: 

 
 

(Daume) 
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Nachrichtlich an: 
 
Liga der freien Wohlfahrtspflege 
in Hessen e.V. 
Luisenstr.28 
65185 Wiesbaden 
 
 
bpa - Bundesverband privater  
Anbieter sozialer Dienste e.V. 
Landesgeschäftsstelle Hessen  
Schiersteiner Straße 86 
65187 Wiesbaden 

 
 

VDAB - Verband Deutscher 
Alten- und Behindertenhilfe e.V., 
Geschäftsstelle Wiesbaden 
Stettiner Straße 25 
65203 Wiesbaden 
 
 
Hessischer Städtetag 
- Geschäftsstelle - 
Frankfurter Straße 2 
65189 Wiesbaden 
 

 
Hessischer Landkreistag 
- Geschäftsstelle - 
Frankfurter Straße 2 
65189 Wiesbaden 
 
 
Hessisches Ministerium für 
Soziales und Integration 
z. H. Frau Kollmann 
Dostojewskistraße 4 
65187 Wiesbaden 

 
 
 





























      Anlage 3 

Mustertext für Leistungsberechtigte in stationären Einrichtungen nach dem SGB XII 

Absender: 

_______________________       _________________ 
Name und Anschrift des/der       Ort, Datum 
Leistungsberechtigten 
 
 
An das  
Jobcenter  
_______________________ 
 
_______________________ 
 
 
Antrag auf Überprüfung Ihres Bescheides gemäß § 44 SGB X 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
Sie haben mit Bescheid vom ________________Az.________________ die von mir beantragten 
Leistungen nach dem SGB II einschließlich der Kosten der Unterkunft und Heizung in Höhe von 
monatlich 329,95 € abgelehnt.  
 
Aufgrund  
 

• der Entscheidung des Bundessozialgerichts vom 05.06.2014 -B 4 AS 32/13 R- 
• des Erlasses des Hessischen Ministeriums für Soziales und Integration vom 30.10.2014 -IV5-

50z4500-0001/2010- und  
• der Fachlichen Hinweise § 7 SGB II, Ziffer 6.1, Abs. 2 (Seite 28) 

 
stelle ich fest, dass Sie bei Ihrer Ablehnung das Recht unrichtig angewandt haben und ich deshalb 
Leistungen nach dem SGB II zu Unrecht nicht erhalten habe.  
 
Ich bitte um Überprüfung Ihres Bescheides gemäß § 44 SGB X und bitte Sie, mir rückwirkend 
Leistungen nach dem SGB II einschließlich der Kosten der Unterkunft und Heizung in Höhe von 
monatlich 329,95 € zu bewilligen. 
 
 
 
 
Mit freundlichem Gruß 
 
 
 
__________________ 
Unterschrift 
  
Durchschrift erhält: 
 
 
Der örtliche Träger der Sozialhilfe  
(bei Leistungen in Einrichtungen nach den §§ 67 ff. SGB XII) 
 
 
Der Landeswohlfahrtsverband Hessen  
(bei Leistungen in Einrichtungen nach den §§ 53 ff. SGB XII) 



        Anlage 4 
Mustertext für die Träger der Sozialhilfe 
 
Absender: 
Örtlicher Träger der Sozialhilfe (für die §§ 67 ff. SGB XII) 
Einzelfall bearbeitende Stelle im LWV Hessen (für die §§ 53 ff. SGB XII) 
 
 
An das  
Jobcenter  
_______________________ 
 
_______________________ 
 
 
 
 
Feststellung einer Sozialleistung gemäß § 95 SGB XII im Rahmen der Überprüfung eines 
Bescheides gemäß § 44 SGB X 
 
hier:______________________geb.______________________ 
        Leistungsberechtigte/r 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
Sie haben mit Bescheid vom ________________Az.________________ die beantragten Leistungen 
nach dem SGB II einschließlich der Kosten der Unterkunft und Heizung in Höhe von monatlich 329,95 
€ für Herrn/Frau______________________ abgelehnt.  
 
Aufgrund  
 

• der Entscheidung des Bundessozialgerichts vom 05.06.2014 –B 4 AS 32/13 R- 
• des Erlasses des Hessischen Ministeriums für Soziales und Integration vom 30.10.2014 –IV5-

50z4500-0001/2010- und  
• der Fachlichen Hinweise § 7 SGB II, Ziffer 6.1, Abs. 2 (Seite 28) 

 
stellen wir fest, dass Sie bei Ihrer Ablehnung das Recht unrichtig angewandt haben und deshalb 
Leistungen nach dem SGB II zu Unrecht nicht bewilligt wurden.  
 
Wir bitten gemäß § 95 SGB XII in Verbindung mit § 44 SGB X um Überprüfung Ihres Bescheides und 
bitten Sie, rückwirkend Leistungen nach dem SGB II einschließlich der Kosten der Unterkunft und 
Heizung in Höhe von monatlich 329,95 € zu bewilligen. 
 
 
Mit freundlichem Gruß 
Im Auftrage: 
 
 
(Unterschrift)  
 




